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ABSTIMMUNGEN 18. JUNI

Benützung des 
Untergrunds

Reglement zur Benutzung des kom-
munalen Untergrunds des Bezirks 
Einsiedeln

Dem Bezirksrat geht es hier vor 
allem um die Fernwärme. Fern-
wärme ist die Bezeichnung für 
eine Wärmelieferung zur Versor-
gung von Gebäuden mit Wärme 
und Warmwasser. Die meisten 
Schwyzer Gemeinden befassten 
sich schon länger mit der Fern-
wärme und haben das einfach ge-
löst. Leider hat der Bezirk Einsie-
deln die komplizierteste Variante 
ausgelesen.

Die Versorgung mit Wärme 
gehört nicht zur gesetzlich nöti-
gen Erschliessung eines Grund-
stückes. Aus dieser gesetzlichen 
Grundlage lässt sich somit kein 
Versorgungsmonopol ableiten 
wie beim Strom und Gas. Jeder 
kann, mit den nötigen Bewilligun-
gen, ein Wärmeverbund erstellen 
und betreiben.

Wärmeverbünde werden in 14 
Kantone gefördert mit 100 bis 
160 Franken pro Tonne einge-
spartes CO2. Im Kanton Schwyz 
betreiben vier Gemeinden eige-
ne thermische Netze. Eine ähnli-
che Förderung in Einsiedeln wäre 
durch den Energiefonds möglich. 
Über das Gebäudeprogramm sind 
auch im Kanton Schwyz Beiträge 
beim Ersatz von Heizöl-, Erdgas- 
oder Elektroheizungen erhältlich.

Das zur Abstimmung vorliegen-
de Reglement steht völlig quer 
zur heutigen Energiepolitik. Ge-
bühren von Seite einer Gemein-
de für erneuerbare Energie sind 
nicht üblich und eindeutig die 
Ausnahme. Die meisten Ge-
meinden unterstützen und för-
dern diese Infrastrukturen. Mit 
der neuen Gebühr werden «nur 
die Haushalte in Einsiedeln» von 
10 bis 100 Franken zusätzlich 
belastet. Für eine Energiestadt 
wie Einsiedeln, die sich expli-
zit für erneuerbare Energien ein-
setzen sollte, ist dies doch sehr 
speziell. Energiestädte fördern 
erneuerbare Energien.

Ich lege ein überzeugendes 
Nein in die Urne, weil ich nicht 
möchte: Dass einige Haushal-
te in Einsiedeln Strafsteuer be-
zahlen müssen, weil ihre Liegen-
schaft an ein Fernwärmenetz an-
geschlossen ist. Dass Einsie-
deln auch in Sachen Fernwärme 
ein Exot unter den Gemeinden im 
Kanton Schwyz wird. Dass die Bü-
rokratisierung durch zusätzliche 
Steuern gefördert wird. Hier han-
delt es sich um eine zusätzliche 
Steuer, denn für Gebühren erhält 
man eine Gegenleistung.

 Alois Kälin, Feilenstaub
 (Einsiedeln)

Ja zum Klimaschutz 
Mit dem Klimaschutzgesetz ge-
hen wir den Klimawandel, eine 
der grössten Herausforderungen 
unserer Zeit, gezielt an. Wir set-
zen auf erneuerbare und innova-

tive Technologien und verringern 
unsere Abhängigkeiten von fossi-
len Energieträgern aus dem Aus-
land.

Das Gesetz schafft für Bund 
und Kantone den Rahmen für 
den Weg zur Klimaneutralität – 
mit Zwischenzielen für Gebäude, 
Verkehr und Industrie. Es setzt 
nicht auf Verbote, sondern auf 
Anreize: Wer seine fossile Hei-
zung oder seine Elektroheizung 
ersetzt oder die Isolation sei-
nes Hauses verbessert, kann 
von !nanzieller Unterstützung 
pro!tieren. Dafür sind während 
zehn Jahren 200 Millionen Fran-
ken pro Jahr vorgesehen, insge-
samt also zwei Milliarden Fran-
ken. Die Gelder kommen zum be-
reits bestehenden Gebäudepro-
gramm hinzu.

Der Ukrainekrieg und die dro-
hende Energiekrise zeigen, wie 
abhängig die Schweiz noch im-
mer von fossilen Energieträgern 
aus dem Ausland ist. Statt jedes 
Jahr teure fossile Energie aus 
dem Ausland zu importieren, sol-
len diese Milliarden an Franken 
konsequent in die Energiewende 
in der Schweiz investiert werden. 
Damit werden unsere Energiesi-
cherheit und unsere Wirtschaft 
gestärkt. Ergreifen wir jetzt die 
geeigneten Massnahmen, um die 
Energiewende zu beschleunigen, 
damit das Netto-Null-Ziel 2050 
erreicht wird.

Mit dem Klimaschutzgesetz 
handeln wir heute, für die Ge-
nerationen von morgen! Genera-
tionengerechtigkeit ist im Zent-

rum unserer Klimapolitik. Denn 
wir wollen unser Klima nicht nur 
heute schützen: es ist unsere 
Verantwortung auch dafür zu sor-
gen, dass kommende Genera-
tionen einen lebenswerten Plane-
ten erben. Am 18. Juni lege ich 
ein klares Ja in die Urne.

 Anni Zehnder-Nussbaumer
 Kantonsrätin die Mitte

Die falschen im Visier?
Zum «Klimaschutzgesetz»

Bei der Stromtrassee-Erneuerung 
der SBB soll trotz von der Gemein-
de Rothenthurm vorgeschlagener 
Alternative eine unsägliche das 
Dorf und Bevölkerung belastende 
Linienführung durchgezogen wer-
den. Die Landschaft und Umwelt-
schutzverbände lassen grüssen. 

Energieprojekte wie Wind-
räder, Wasserkraft, Stauseen, 
Sonnenenergie und so weiter 
werden ständig von unserer ei-
genen Gesetzgebung in kom-
munalen- kantonalen- und Bun-
desamtsstuben mit viel zu ho-
hen Standards torpediert. Der 
grösste Verzögerer und Verhin-
derer der Dekarbonisierung ist 
jedoch das Verbandsbeschwer-
derecht als solches, welches 
mit allen Tasten der Einspra-
chenklaviatur neue Projekte 
ausbremst oder verunmöglicht.

Sogar beim bestehenden 
Grimselstaudamm, bei welchem 
der Bundesrat 2004 eine Kapa-
zitätserhöhung bewilligt hatte, 
ist bis heute verhindert worden. 
Nach 19 Jahren wird einmal mehr 

ein neues Baubewilligungsverfah-
ren eingeleitet.

Zum Klimagesetz kann man 
getrost Nein stimmen! Anstelle 
die Bürgerinnen und Bürger, wel-
che die Antriebs- und Energiesys-
teme noch nicht erneuern, zu gän-
geln, muss der zusätzliche Strom 
auch vorhanden sein. Dazu muss 
man zuerst das viel zu mächtige 
Verbandbeschwerderecht massiv 
einschränken. 

Zuerst sollte die alternative 
Energieinfrastruktur nicht nur als 
Ziel wünschen, sondern die Um-
setzung auch tatsächlich ermögli-
chen. Alles andere sind leider nur 
gut gemeinte Ideen, aber bleiben 
mangels Umsetzung teure Visio-
nen. 
 Schuler Hubert (Rothenthurm)
 Kantonsrat SVP

Mieterverband: Ja zum 
Klimaschutzgesetz
Bundesrat, Parlament, fast alle 
Parteien, führende Wissenschaft-
ler, die Wirtschaft, unzählige Or-
ganisationen und der Mieterin-
nen- und Mieterverband Kanton 
Schwyz sagen Ja zum neuen Kli-
maschutzgesetz. Seit Jahrzehn-
ten bauen wir unseren Fortschritt 
und Wohlstand auf billigen fossi-
len Energien. Es kann nicht sein, 
dass wir unseren Kindern und 
Enkelkindern die dadurch verur-
sachten Klimaschäden überlas-
sen. 

Der Mieterverband geht davon 
aus, dass durch das Klimaschutz-

gesetz keine höheren Mieten zu 
erwarten sind. Viele Beispiele zei-
gen, dass ein Heizungsersatz zu 
keinen wesentlichen Mietzinser-
höhungen führt und durch Ein-
sparungen bei den Heizkosten 
eine allfällige Mietzinserhöhung 
kompensiert werden kann. Das 
bedeutet, dass bei einer Annah-
me des Klimaschutz-Gesetzes für 
die Mieterinnen und Mieter nicht 
mit höheren Mieten zu rechnen 
ist. Angesichts der stark gestie-
genen Heizkosten, insbesonde-
re bei fossilen Brennstoffen, ist 
ein Heizungsersatz gerade auch 
aus Sicht der Mieter dringlicher 
geworden. Denn die Heizkosten 
werden direkt auf sie überwälzt. 
Mit der Energieknappheit sind die 
Preise für Gas und Heizöl massiv 
angestiegen. Der Heizölpreis hat 
sich zeitweise fast verdoppelt, der 
Gaspreis ist um rund 60 Prozent 
angestiegen. Das zeigt, wie ab-
hängig wir heute von den impor-
tierten fossilen Energieträgern 
sind und wie schnell die Preise 
dafür steigen können. Dies macht 
die Umstellung auf eine Heizung 
mit erneuerbarer Energie rentab-
ler sowie attraktiver.

Je länger wir mit dem Klima-
schutz zuwarten, desto teurer 
und ungerechter wird es für die 
nachfolgenden Generationen. 
Nichts tun kostet durch spätere 
Umweltschäden mehr. Aus all die-
sen Gründen emp!ehlt der Mie-
terverband Kanton Schwyz ein Ja 
zum Klimaschutzgesetz. 

 Andreas Marty (Einsiedeln)
 Präsident Mieterverband

«Vollendendete Tatsachen führen 
zu Irritation und Widerstand»

Bei den Einsiedler 
Ortsparteien steht der 
Kanton in der Kritik. Mit 
der Unterbringung von 
30 bis 35 jugendllichen 
Asylsuchenden im Hotel 
Sonne sei der Ort vor 
vollendete Tatsachen 
gestellt worden. Wider-
stand ist programmiert.

VICTOR KÄLIN

Im leerstehenden Hotel Son-
ne will der Kanton befristet auf 
zwei Jahre 30 bis 35 unbegleite-
te minderjährige Asylsuchende 
(UMA) unterbringen (EA 42/23). 
Der Bezirksrat Einsiedeln wur-
de in diesen Vorgang nicht in-
volviert – was die Kritik am Vor-
haben noch verstärkte. Der Ein-
siedler Anzeiger befragte die Prä-
sidenten, respektive die Präsi-
dentin der fünf Ortsparteien.

SVP: Auch am Paradeplatz 
denkbar?
Am meisten «Dampf» macht  –
wenig überraschend – die SVP: 
«Die lokale SVP sieht sich in 
der P#icht und will sich für den 
Standort Einsiedeln einset-
zen», schreibt Präsident Chris-
tian Kälin. Bewegung in die Sa-
che bringen sollen eine Petition 
sowie eine Interpellation (sie-
he Textbox auf dieser Seite). Da 
das Thema «sehr dringlich» sei, 
müssten «Gegenmassnahmen 
zeitnah initiiert werden». Gene-
rell sei für ihn das Vorgehen der 
Regierung «sehr befremdlich 
und unverständlich»: Der Stand-
ort Sonne sei «schlichtweg inak-
zeptabel und nicht tragbar». Die 
Standortevaluation ist für Kälin 
«nicht nachvollziehbar und ver-
antwortbar. Kann man sich ei-
nen solchen Fall am Zürcher Pa-
radeplatz vorstellen»?

Sollte die Dringlichkeit tat-
sächlich bestehen, ist für Chris-
tian Kälin klar, «dass die verant-
wortlichen Pesonen gemeinsam 
mit dem Bezirk eine Lösung erar-
beiten und Alternativen zur Son-
ne suchen müssen».

Die Mitte: Einfluss 
via Kantonsräte nehmen
Verständnis für die Polarisie-
rung bringt Mitte-Präsident Do-
minik Süss auf. «Die Frage, ob 
der Standort in Klosternähe 
passend ist, darf durchaus ge-
stellt werden.» Es dürfe «aber 
nicht ausser Acht gelassen wer-
den, dass der Bezirk bei der Un-
terbringung der UMA durch den 
Kanton und den Bund grössten-
teils ferngesteuert wird».

Das Asylwesen beschäftige 
Einsiedeln zwar; doch als Orts-
partei sei sich die Mitte bewusst, 
«dass eine Ein#ussnahme über 
den Kanton und unsere dortigen 
Vertreter erfolgen muss». Mit ei-
ner «temporären» Unterbringung 
könnte sich die Mitte laut Prä-
sident Süss «arrangieren». Den-
noch verlangt seine Partei vom 
Kanton eine Langzeitlösung.

FDP: Eine nicht 
nachvollziehbare Umnutzung
Für die FDP spricht vor allem 
der «völlig ungeeignete Stand-
ort» gegen eine Unterbringung 
von Flüchtlingen in der Sonne, 
wie Präsidentin Sybille Rohner 
erklärt: «Es wird an einer touris-
tisch äusserst wichtigen und at-
traktiven Lage eine Umnutzung 
angestrebt, die notabene nicht 
nachvollziehbar ist.» 

Sie verweist darauf, dass der 
Biberhof in Biberbrugg bereits 
über 70 Plätze verfüge, die im 
Bezirk Einsiedeln liegen. «Wir 
meinen, dass eine Verteilung 
in alle Bezirke und Gemeinden 
zwingend geprüft werden muss 
oder zumindest transparent dar-
gelegt wird, dass dies getan wur-
de, bevor weitergehende Schrit-
te in Betracht gezogen werden.» 
Sollte der Kanton keine Hand zu 

einer besseren Lösung bieten, 
«können wir uns vorstellen, wei-
tergehende Schritte zu ergrei-
fen».

Dass der Kanton die Vertei-
lung des Bundes vollziehen müs-
se und es «generell schwierig ist, 
die nötigen Standorte zu !nden, 
ist uns auch klar», hält Rohner 
fest. «Es kann aber nicht sein, 
dass der Standort der Unter-
bringung so einseitig bestimmt 
wird und keine vorgängige Kom-
munikation seitens des Kantons 
statt!ndet. Schliesslich», so die 
Überlegung der FDP-Präsidentin, 
«pro!tieren auch die UMA von ei-
ner breiteren Akzeptanz in der 
Bevölkerung.»

SP: Keine populistische 
Wahlkampfpropaganda
Auch die SP Einsiedeln kann 
der Sonne als Flüchtlingsunter-
kunft nichts abgewinnen: «Die 
Betreuung von so vielen Ju-
gendlichen ohne Umschwung, 
an solch exponierter Lage und 
in einem wenig jugendgerech-
ten Umfeld» stellt aus Sicht der 
SP «eine enorme Herausforde-

rung dar», erklärt Präsident Jo-
hannes Borner. Deshalb schlägt 
die SP «dezentrale Kleingruppen 
von fünf bis sechs Jugendlichen 
mit guter pädagogischer Betreu-
ung vor. Das», so Borner, «würde 
funktionieren».

Auch die SP Einsiedeln ist 
vom Vorgehen des Kantons ir-
ritiert. Die Regierung hat nach 
ihrer Ansicht «einmal mehr bei 
einem sensiblen Thema Fakten 
geschaffen, ohne Dorf und Be-
zirk ins Boot zu holen». Die feh-
lende Einsiedler Vertretung im 
Regierungsrat, so die Schluss-
folgerung, «zeigt sich mit die-
sen vollendeten Tatsachen erst-
mals deutlich». Doch letztlich 
sei für die SP Einsiedeln wich-
tig, dass «diese humanitäre Auf-
gabe ohne populistische Wahl-
kampfpropaganda gemeistert 
werden kann».

GLP: Jungen Menschen 
eine Chance geben
Grundsätzlich steht der Vor-
stand der GLP einer Unterbrin-
gung von UMA im Hotel Sonne 
«offen gegenüber», hält Präsi-

dent Ruedi Bopp fest. Der pro-
minente Standort am Kloster-
platz berge allerdings «ein er-
höhtes Kon#iktpotenzial». Des-
halb ist auch für die Grünlibe-
ralen unverständlich, «dass der 
Bezirk offenbar nicht vorinfor-
miert wurde und die Informa-
tionsveranstaltung für die An-
wohnerschaft erst kurz nach In-
betriebnahme geplant ist. Wenn 
der Bezirk, die Anwohner und 
das in unmittelbarer Umgebung 
liegende Gewerbe vor vollendete 
Tatsachen gestellt werden, führt 
das zu Irritationen oder sogar zu 
Widerstand.»

Persönlich ist Bopp der Mei-
nung, «dass Einsiedeln nicht 
versuchen sollte, eine Unter-
bringung von UMA im Hotel Son-
ne zu verhindern. Diese jungen 
Menschen brauchen ein Ort, wo 
sie leben können und wo sie ler-
nen können, wie unsere Gesell-
schaft funktioniert. Wenn die In-
tegration funktionieren soll, kön-
nen wir sie nicht einfach auf ir-
gendeinen ‹Hoger› schicken. Die 
Jungen sollen eine faire Chance 
bekommen, sich zu bewähren.»

SVP hat Petition lanciert und Interpellation eingereicht
Vi. Bereits in der letzten Ausga-
be unserer Zeitung hat die SVP 
Einsiedeln ihren Widerstand ge-
gen die geplante Flüchtlingsunter-
kunft in der Sonne angekündigt. 
Nun hat sie den Worten Taten fol-
gen lassen.

7. Juni: Petition lanciert
Am Mittwoch, 7. Juni, hat Kantons-
rat Fredi Kälin im Auftrag seiner 
Partei eine Online-Petition aufge-
schaltet, deren Adressat der Re-
gierungsrat ist. Darin bringt die 
SVP zwar «Verständnis auf für 
Schutz und Unterkunft von Asyl-
suchenden, während ihre Anträge 
bearbeitet werden». Da die Partei 
aber gleichzeitig «der festen Über-
zeugung ist, dass es geeignetere 
Standorte als die Sonne gibt», wird 
der Regierungsrat gebeten, einen 
Alternativstandort zu suchen.

Auf Anfrage erklärt Fredi Kälin, 

dass «innert 24 Stunden 1900 
Personen die Petition online un-
terzeichnet hätten». Woher die Un-
terschriften kommen, konnte Kä-
lin nicht mehr eruieren, «da der 
Betreiber der Homepage die Pe-
tition wegen eines ‹diskriminie-
renden Inhalts› gesperrt» hätte, 
wie Kälin erzählt. Wer die Home-
page aufsucht, sah während ei-
niger Zeit statt des Petitionstex-
tes lediglich folgenden Satz: «Die-
se Petition wurde als unangemes-
sen gemeldet und von der Seite 
verborgen.» – Seit gestern Freitag, 
12 Uhr, ist die Petition «Keine Asyl-
unterkunft in sensibler Umgebung 
von Einsiedeln ohne Mitwirkung 
der Betroffenen» wieder abrufbar.

9. Juni: Interpellation eingereicht
Direkt an den Regierungsrat wen-
det sich eine Interpellation, wel-
che von den drei SVP-Kantonsrä-

ten Fredi Kälin, Roland Lutz und 
Daniel Kälin unterzeichnet und 
gestern Freitag eingereicht wor-
den ist; daran angeschlossen 
haben sich auch die beiden Ein-
siedler FDP-Kantonsräte Christi-
an Grätzer und Reto Keller. Dar-
in erkundigen sich die Parlamen-
tarier nach der Notwendigkeit und 
Standortalternativen, nach der 
Kapazität, der Infrastruktur und 
den Ausbaukosten, der Sicher-
heit und sozialen Integration so-
wie der Kommunikation und Mit-
wirkung der Betroffenen. 

«Es ist unseres Erachtens 
wichtig», endet die Interpellation, 
«dass die Anliegen der betroffe-
nen Bürger ernst genommen wer-
den und Transparenz geschaffen 
wird». Fredi Kälin kündigt bereits 
an, in der nächsten Fragestunde 
des Kantonsrates das Thema di-
rekt ins Parlament zu tragen.

«Eine Umnutzung, die nicht nachvollziehbar ist»: Der Standort Sonne 
am Klosterplatz ist umstritten. Foto: Victor Kälin


